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Der Minderheitssehutz des Völkerbundes.
Von Dr. lsidor Schwartz, Regierungssekretär a. D. in Budafok.

Die Militärgrenze war jener schmale Landstrich im Süden
Ungarns, welcher sich vom Adriatisehen Meer bis Sieben-
bürgen erstreckte, die Grenze gegen Dalmatien, Bosnien, Ser—
bien und Rumänien bildete, 1849 unter dem absolutistisehef1
österreichischen Regime zu einem eignen Kronland erhoben
wurde und bis in die siebziger und achtziger Dezennien des
vorigen Jahrhunderts seine eigene militärisch administrative
Verfassung hatte l ) .  Die  siebenbiirgische Militärgrenze wurde
schon 1851 aufgehoben, die serbisch—banatisehe Militärgrenze,
früher auch die syrmische genannt, wurde am 1. November
1872 Ungarn einverleibt und am 15. Juli 1881 wurde auch die
kroatisch—slavonische Militärgrenze mit Kroatien.-Slavonien
vereinigt. In dieser Militärgrenze gab es Vermögensgemein-
schaften, welehe Eigentum der Militärgrenzbauern waren.
Die ungarische Regierung ließ diese Vermögensgemeii1sehai-
ten unberührt, weil sie dieselben fiir privates Gut betrachtet
hat. Sie übte über dieselben ebenso, wie  über andere Ver-
mögensgemeinschaften, nur das  Aufsichtsrecht aus. Eine
solche Vermögensgemeinstshaft hatten auch die gewesenen
ungarisehen Militärgrenzer, d ie  Székler des siebenbiirgisehen
Komitates Csilk‚ welche aus 62%, tausend Katastraljoch Äeker
Wald, Weide und überdies aus einer Menge von Wertpapie-
ren, Bargeld und Gebäuden bestand.  Dieses Vermögen wurde
von einer autonomen Körperschaft, einem Direktionsrat, ver—
weitet und sein Ertrag diente zur Erhaltung von Schulen,
Wohliahrtsinstitutionen, zur Verteilung von Stipendien an
arme Ssékle-rstudenten und teilweise wurde es den einzelnen
der Gemeinschaft angehörenden Gemeinden überlassen. Ver—
mögensgemeinschaften ähnlicher Natur existierten auch in
anderen Gebieten der Militärgrerme. So zum Beispie l  besaßen
die Karänsebeser gewesenen rumänischen (immer in dem

1)  Über die Entstehung der Militärgrenze, vgl. Schwicker, Geschichte
der Militärgrenze, Tesehen‚ 1883.
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ungarischen Komitat KrassÖ—Szörény 251 000 Katastmljoch
gemeinsamen Besitz, die gewesenen rumänischen' Grenzer des
siebenbiirgischen Komitates Beszterce-Naszcid hatten 300 000
Katastraljoch gemeinsamen Besitz.

Der Wert des erwähnten Vermögens der Székler des Ko-
mitates Csik wurde vor dem Weltkrieg auf 105 820 000 Gold-
kronen geschätzt. Nach dem sogenannten Wechsel des Im—
periums, als Siebenbürgen auf Grund des Friedensvertrages
von Trianon in den Besitz Rumäniens überging, war die erste
Tat der rumänischen Regierung, daß sie das erwähnte Székler—
vermögen einfach konfisziert hat. Das Vermögen der Beszter-
ce-Naszöder und Karänsebeser rumänischen Militärgrenzer
ließ sie aber unberührt. Im Jahre 1923, als die Konfiskation
geschah, haben die Székler gegen das Verfahren der rumäni-
schen. Regierung sofort protestiert. Sie erreichten aber nichts.
Auf  eine Interpellation im rumänischen Parlament erklärte
der damalige rumänische Acherbauminister, es werde ein
ewig ruhmvoller Tag der rumänischen Geschichte bleiben
jener Tag, an welchem die Szélcler ihres Vermögens beraubt
werden sind, es sei dies als eine „erhahene nationale Tat“ zu
betrachten. '

Die Székler des Komitates Csik haben sich erst nach
langem Zögern im Sommer des Jahres 1929 entschlossen, sich
mit einer Beschwerde an den Völkerbund zu wenden. Die
Petition hat der Direktionsrat der gewesenen Csiker Vor-
mögensgemeinschaft überreicht. Der Petition war die im ru—
mänischen Amtsblatt publizierte chen erwähnte Rede des‘rn-
mänischen Ackerbauministem samt beglaubigter Übersetzung
angeschlossen. ‘

Aus dem Gesagten geht klar hervor, daß es Pflicht und
Schuldigkeit des Rates des Völkerbundes gewesen wäre, die
Angelegenheit zur Entscheidung an den ständigen Haager
internationalen Gerichtshof zu verweisen, weil nur die Ent-
scheidung eines unparteiischen nicht aus politischen Motiven
und Rücksichten nrteilenden Gerichtes die erforderliche Be-
ruhigung zu verschaffen Vermocht hätte. Dieses Verfahren
wäre im vorliegenden Falle um so gebotener gewesen, weil
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der Vorgang der rumänischen Regierung die offenbar
brutale Verletzung eines allgemein anerkannten völkerrecht
lichen Grundsatzes involviert. „In den Fällen der Staaten-—
sukzession wurde in konstanter Übung dern Grundsatze ge—
huldigt, daß die unter der Staatsgéttali; wohlerworbenen sub—
jektiven Privatrecht-e prinzipiell vom Wechsel der Staats—
gewalt unberührt und dem Rechte, unter dem sie entstanden,
zur Bewertung auheimgestellt bleiben sollen. Dieses Prinzip
gil t  nicht bloß von den Privatrechtsverhältnissen zwischen
einzelnen Individuen, sondern auch von den Rechten der
Einzelpersonen gegeniiber dem Fiskus“ °). -

Diesen Grundsatz hat auch der ständige Haager inter—
nationale Gerichtshoi anerkannt: "„La oour n1aintient que les
droits 13rivés doivent étre respectes par le nouveau souverain
territorial.  En eitet, l’on ne peut prétendre que des  droi ts
privés, y con1pris oeux acquis de 1’Iiltat, en tant que proprié-
taire ioncier, ne  puissent etre valablement opposés a celui qui
succéde a l a  souveraineté“ 3) .  Dem Rat des Völkerbundes
kouveuierte aber oil'enbar aus.  politischen Riicksichten, sich
nicht an den. Haager Gerichtshof zu wenden._ Dort obwaltete
die Gefahr, daß die „erhabene nationale Tat“ der rumänischen
Regierung als das qualifiziert werden könnte, was sie tatsäch—
l ich ist, eine Verhöhnung allgemein. anerkannter völkerreeht-
licher Grundsätze. Der Rat des Völkerb-undes betolgte daher
dieselbe Taktik, welche sich in dem Rechtsstreit der ungari-
schen Optanten gegen die  rumänische Regierung treifiich
bewährt hat .  Er „hat die interessierten Parteien neuerlich
wiederum auf direkte Verhandlungen verwiesen. Qui habet
tempus habet vitana. Auf diese Weise gelang es ihm, die
Angelegenheit drei Jahre lang zu verschleppen. Schließ—
lich b.at der Rat die Petition der Csiker Székler einer Dreier—
komruission zur Berichterstattung überwiesen und auf Grund

") Rueger: Privatrechtliche Begriffe im Völkerrecht in dieser Ztschr.
Bd.. XXVIII, :p. 460 und. Szäszy: Theorie der Staatensukzession {unga«
fisch), Budapest 1928. p .  510—516 (ein klausisches Werk). '

3)  Arisconsultatif n0 B: Colons allemands en Pologne. Rapper-t
annuel ler janvier  1922 -« 15 juin 1925, Leyde p .  200.
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des Berichtes dieser Kommission wurde die Petition am 27. 9.
1932 dahin erledigt, daß der Rat den von der rumänischen
Regierung angebotenen Vergleich akzeptiert hat. Nach die-
sem Vergleich wird die Vermögensgemeinschaft wieder kon—
stitniert, sie bekommt aber nur etwa ein Drittel ihres frühe
ren Waldbesitzes und ihre Häuser zurück, die etwa 32 000
Goldfi‘anes jährlich abwerien, aus diesem Betrage soll sie
ihre humanitären und sdrtschaftlichen Aufgaben erfüllen,
während der rumänische Staat sich verpflichtet, die Pen-
sionen der früheren Beamten der Csiher Vermögensgemein—
schaft ‚zu tragen und zwei ihrer ungarischen Schulen als
Staatsschulen weitereuiühren.

Nach diesem Vergleich gibt also die rumänische Regie-
rung einen Teil des rechtswidrig enteigneten Vermögens zu—
rück. Es scheint, daß sie in letzter Stunde von Gewissens—
skrupeln heimgesucht wurde. Die Restitution eines Teiles des
koniiszierten Vermögens bedeutet das Einbekenntnis der
Rechtswidrigkeit der Enteignung. Dem Völkerbundrat und
seiner Dreierkommission bereitet aber das bégangene Unrecht
nicht nur keine Gewissensskrupel, sondern sie versuchen über-
dies, ihr Werk mit einer beispicllosen Heuchelei als einen
Sieg des Rechts und der Billigkeit dahinzustellen.

Vor allem sieht der Bericht der Dreierkommission, auf
den sich die Resolution des Ra%s stützt, von der rechtlichen
Seite ganz ab, vergessend, daß nach der Völkerhnndsatzung
der Völkerbund auch den Zweck hat „d’observer rigonreuse-
ment les prescriptions du droit international, reconnues dé-
sormais comme rägle de conduite effective des Gouverne—
ments.“ Es wird einfach gesagt, die Aufgabe bestehe darin,
eine praktische Lösung zu finden, id est: das Unrecht für Recht
zu erklären. Mit dieser überlegenen Geste wurde die qnaestio
juris umgangen und die Kommission der höchst peinlichen
Pflicht enthoben, dem Rat darüber zu berichten, warum die
rumänischen Vermögensgenieinschaften in den Komitaten
Kressö Szörény und Beszterce—Naszéd unberührt gelassen
wurden, die ungarische von Csik aber rücksichtslos enteign_et
wurde. Es mutet wie höswillige Verhöhnung der Wahrheit

%
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an, wenn die Kommission erklärt, sie habe sich überzeugt,
daß die wirklich wertvollen Liegenschaften der Csiker Ver—
mögensgemeinschaft „... Wiesen, Weiden, licher — gleieh—
mäßig und ohne Unterschied zwischen Ungarn und Rumänien
aufgeteilt  werden sind. Wie  es mit dieser gleichmäßigen und
unterschiedslosen Aufteilung bestellt ist, beleuchten folgende
Daten f ) .  Etwa “35 000 Katastraljoch wurden unter zehn Ge-
meinden aufgeteilt. N ach den eigenen Angaben der Kommis-
sion erhielten fünf Gemeinden von überwiegend ungarischer
Volksmehrheit 7000 Joch, eine Gemeinde, die zur Hälfte von
Ungarn, zur Hälfte von. Rumänen bewohnt ist, erhielt eben—
falls 7000 Joch, Während die Gemeinden von rumänischer
Mehrheit etwa 21 000 Joch zugewiesen erhalten haben. Da  e s
sich, ebenfalls nach den eigenen Angaben des. Kommissione-
berich.tes, um 1822 ungarische und 1144 rumänische Bauern—
familien handelt, so mag man daraus ersehen, wie  gerecht
der enteignete Grundbesitz verteilt werden ist. Ben 1822 un-
garischen Familien gab man 10 500, den 1144 1111nä.nischen
Familien 24 000 Joch.

Acht  rein ungarische Gemeinden im. Komitat Csik wur—
den aus dem enteigneten Grundbesitz der Vermögensgemein-
schaft überhaupt nicht bedacht, weil,. wie der Bericht auf
Grund rumänischer (sie!) Informationen mitteilt, diese Ge-
meinden über „enorme Gemarkungen“ verfügen. Wie ver—
hält es sich nun. mit. diesen „enormen Gemark111_1gen“i Der
Bericht erteilt in zwei Tabellen, welche die Besitzverhiiltnisse
der mit Grundbesitz beteilten und der leer ausgegangenen
Gemeinden widerspiegeln., eine verblüffende Antwort auf
diese Frage.

In den aus der Grundbesitzverteilung ausgeschlossene11
acht Gemeinden entfallen. auf jede Familie ein. halbes bis
sieben Joch Weide und zwei bis achtzehn Joch Wald. In den.
bei  der Verteilung der Osikezr Vermögensgemeinschaft be—
dachten Gemeinden ist der durchschnittliche Familienbesitz
an Weide 4 bis 14, an Wald 3% bis 6 Joch. Wie man sieht,

*) Ich entnehme diese Daten dem Abendblatt des Fester Lloyd
vom 29. September 1932. -
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sind die Durchschnittszahlen in der zweiten, der bevorzugten
Kategorie, etwas höher, als in der ersten; die Behauptung,
die ungarischen Gemeinden im Komitate Csik besäßen enorme
Gemarkungen; läßt sich daher durch die eigenen Angaben
des Kommissionsberichtes mühelos widerlegen. Acht rein
ungarische Bauerngerneinschaften wurden aus dern Patrimo—
niurn ihrer Ahnen ausgeschlossen und der Rat des Völker-
bundes sagte „J a und Amen“ dazu. Die ungarische Mittel—
schule, die von den Csiker Széklern Generationen hindurch
erhalten werden ist und seit dem Jahre 1923 als rumänisches
Staatslyzenm besteht, soll fcrtab mit parallelen ungarischen
und rumänischen Klassen weitergeführt werden, „soweit für
eine. entsprechende Zahl von Schülern die ungarische Unter-
richtssprache gefordert wird.‘‚‘

Welcher Wert diesem Vorbehalt der rumäni3chen Regie—
rung, den die Kommission ohne jede Bemerkung in  ihren Be—
richt aufgenommen hat, beizume-ssen ist, wissen wir _ ganz
genau. Die Kommission wußte es auch, selbst die Mitglieder
des Rates sind mit dem Sinne dieses Vorbehaltes im Reineh;
es fand sich dennoch keine einzige Stimme im Rate, welche
für diese bescheidene Konzession Garantien gefordert hätte.

Dabei sind die Mitglieder der Kommission, welche dieses
schöne Werk vollbracht haben, mit der eigenen Leistung
höchst zufrieden. Ihr Urteil über ihr .vollbrachtes Werk
lautet wie folgt: „Indem wir den inridischen Aspekt der
Frage zur Seite schoben, erheben wir uns zu einer höheren
Wa1 te, wir waren bestrebt, die allgemeinen Interessen der
gesamten ungarischen Bevölkér uns; des Komitates Csik zu
berücksichtigen (?  !)  und wir bitten, unsere Vorschläge in
diesem Sinne zu beurteilen.“ '

Wie in einem. Spiegel, ist in diesem Bericht der Geist in
sichtbarer Form zu sehen, welcher heute im Völkerbnnd
herrscht. Und da wundern sich _ diese Herrschaften, daß die
Welt den Glauben an den Völkerbund verloren hat und daß
sie ihre 157er.*c.rarmnlungen vor leeren, gähnenden Tribünen ab—
halten! '
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Der  Fall der Vermögensgemeinschatt des Komitates Geil;
demonstriert ad oculos, daß der Rat des Völkerbundes als
eine par excellenee politische Körperschaft zur Ausübung
richterlicher Funktionen ganz ungeeignet ist, weil in  ihm
die Politik stets das Recht totechlägt. Der Fall ist aber auch
ein neuerlicher Beweis für die Tatsache, daß sämtliche den
Schutz der nationalen Minderheiten betreffenden Verträge,
welche die Nachfolgestaaten der gewesenen österreichisch—
ungarischen Monarchie mit den alliierten und assoziierten
Hauptmächten geschlossen haben, trotz aller Deklamationen
über die Heiligkeit und Unverletzbarkeit der völkerreehtli-
chen Verträge in. den Augen der erwähnten Nachfolgestaaten
nur Papierfetzen sind, welchen Geltung zu verschaffen nach
den gemachten Erfahrungen weder die alliierten und asso—
ziierten Hauptmächte, noch auch der Völkerbund gesonnen
sind. Diese Indiiferenz der Hauptmächte ist den erwähnten
Nadhfolgestaat19n sehr.gut bekannt und deshalb ist es eine
leere Phrase, wenn Rumänien sich in dem mit den genannten
Hauptmächten am 7. 12. 1919 geschlossenen Minderheite-
schutzvertrage verpflichtet hat, diesen Vertrag als ein Grund—
gesetz zu betrachten, welchem weder ein anderes Gesetz,
noch auch ein béhördlicher Akt widerstreiten wird.

Es ist eine allgemein anerkannte Regel des Völkerrechts'i,
daß im Falle der Staatensukzession der Naehiolgestaat die
subjektiven Rechte der Privatpersonen, welche s ie  im Sinne
der Rechtsordnung des Vorderstaates erworben haben, re—
siaektieren muß;  er kann dieselben nicht aufheben und inso-
fern er sie dennoch aufheben sollte, kann er dies nur in
öffentlichem Interesse und gegen volle Entschädigung tun.

Diese Regel ist in zahlreichen völlrerrechtlichén Ver-»
tragen ausgesprochen. Exempli cause 5) :

5) Die Abkürzungen des Textes bedeuten:
M.R. == Mar tens :  Recueil des Trai tés .
M.N.R. = Mar tens :  Nouveau Recueil  de s  Trai tés .
M.N.R‚G. 1. s .  = Martens: Nouveau Recneil Général des Traités, 1é1rr série.
M.N.R.G. 2. s. = Martens: Nouveau Recueil Gén éral des  Traités, 2éme série.
M.}? R.  G. 3. s .  = Martens: Nouveau Recueil Générsl des. Traités, 3émß serie!
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L Gelegentlich der Einverleibnng der sächsischen Ge-
biete enthält das preußische Patent vom 22. Mai 1815 folgende
Bestimmung: „Jedermann behält den Besitz und Genuß
seiner wohlerworbenen Privätreohte“ (M.N.R.G. II. p. 289).

2. Laut Art. 17 des preußisch-österreichiseh-dänischen
Friedensvertrages vom 30. Oktober 1864: „Le nouvean gouver-
nement des duchés (Schleswig-Holstein) respectera tout droit
1éga1ement acquis par les individus et les personnes eiviles
dans les duchés“ (M.N.R.G. XVII. 13. 482).

-3. Laut Art. 3 des Vertrages von Praetoria (Euren-Eng-
land) vom 31. Mai 1902: „The Burghers Will not be deprived
of their personal liberty or their property“ (Strupp: Docu-
mente pour servir l’histoire de droit des gene, Berlin 1923,
11. Bd. 1). 202). '

4. Laut Art. 1 des Traités de c9ssion de 1’Etat du Congo a
la Belgique vom 28. November 1907: „I’Etat beige s’engage
a respeeter les fondatione exietantes an Congo, ainsi que les
droits aeqnis légalement reconnns a des tiere, indigénes et
non indigénes“ (Strupp, ]. c. H. Bd. p. 222).

5. Laut Art. 6 des japanisch—koreanischen Vertrages vom
29. August 1910: „In consequence of the afo'resaid annexation,
the Government of J apan . . . . undertake to aflord fu_.ll protec-
tion ior these persons and property 'of the Koreans obeying
the laws there in force and to promote the weitere of all auch
Koreans“ (Strnpp, ]. c. II. Bd. 13. 264).

6. Laut Art.  1 des zwischen den Vereinigten Staaten von
Amerika und Dänemark geschlossenen Vertrages vom 4.
August 1916: „11.24. the King of Danemark_ by this conven-
tion cedes to the United States all territory, dominion and
sovereignty . . . . in the . . . . „Art. 2“ :  „it is understood that
this eession does not in any respect nnpair private rights
which by lanr belong to the peaeeful possessiion of property
of all kinds by private individuals.“ (M.N.R. 3. 3. X. 1). 375).

7.. Laut Art. 4 des. zwischen d8m Deutschen Reiehe und
Polen im Gegenstande der Abtretung von Oberschlesien am
15. Mai 1922 geschlossenen Abkommens: „L’Allernagne e t  l a
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I?ologfle reeonnaitront et reepe-eteront les droits de  toute-
nature, et notamment les eoneessi0ns et privi1éges aequis
event le  transfert de  la eouveraineté par des partieu.liere, des
soeiétés on des personnes morales . .  . . La reeonnaiseenee e t  le
respect des droits aoquie eomportant en partieulier l’obser-
vetion des prineipee suive.nte: '

a) des mesures prises endehors de le. légielat-ion générale
eeront inadmieeibles ei  elles ne sont pas epplicebles eur: ree-
eertiaeante de  1’Etet qui lee prend.

b) Si des. coneessions 011 des priviléges . . . . sont enpprimés
011 diminnée par l’aprälieation des loie générales 011 per d’au»
tree diepoeitione‚ l’Eta.t qui. applique ces bis, 011 prend ces die»
positi ons sera tenu e. l’indemnisatien eompléte . .  Lee-13er—
eonnee juridiqnee dont le ei.ége ee trouve, par  suite du  trans—
fert de  le. eouveraineté en territoire non allemand, n’en eoneer-
veront pas meins la personnalité juridique . . . La. question de
eavoir ei e t  dene quelle meeure une' indemnité pour le. sup_
preesion ou la. diminuation de droits aequi.s doit  €*.-tre paesée-‘
per 1’Etat, sera direetement tranehée par le Tribunal arbitrel
eur pleinte de  l’ayant droit“

8. Analoge Bestimmungen enthalten folgende Verträge:
Etate«Unis-F'mnee‚ 30. April 1803 art. 3 (MB. VII. Bd. 13. 708);
Suéde-Rueeie. 17. September 1809, art. 6 (M.N.R. I .  Bd.  13. 24);
Antriebe-France, 30. Mai 1814, art. 27 (M.N.R-. ]l. p .  11);
Aete de Vienne‚ 9. Juni 1815, art. 103 (M.N.R. II.  Bd. 1). 426);
Espegne-Etets—Unie, 22. April 1819, art. 8 (M.N.R. V. Bd.  1):
334); Hannow*e-—Prnese‚ 9. Juli 1827, art. 8 (M.N.R. IV. Bd. 1).
21.93); France—Prüsee, 23. Oktober 1829, art. 10 (M.N.R. VIII. Bd.
1). 168); Belgique-Hollande, 19. April 1839, art. 23 (M.N.R.
XVI. Bd. p .  787); Etats—Unis-Mexique, 2. Februar 1848, art. 8
(M.N.R.G. XIV. Bd. 13. 19);60. Dezember 1858, art. 5 (M.N.R.G.
2. s. I. Bd. 13. 3) ;  Etats-Uni:a—Rueeie‚ 30.-März 1867, art. 3 (EIN .
RG. 2 s. I. Bd.  ‚13. 39); Puissanees—Turquie, 24. Mai 1881. art. 4
(M.N.R.G. 2. 5. VI.  Bd.  13. 754). ‘

»Mn——. . .u . „wu_ . .w  - -


